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Erklärung von Bundeskanzler Kohl vor der 

Bundespressekonferenz am 26. August 1987 zu Pershing Ia 

(Wortlaut) 

Die Haltung der Bundesregierung zu den laufenden amenkanisch-sowjetischen Verhandlungen 

in Genf ist seit langem bekannt. 

Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß sie den Erfolg der INF-Verhand- 

lungen zwischen den USA und der Sowjetunion wünscht. So habe ich in meiner Regierungserklä- 

rung vor dem Deutschen Bundestag zu diesem Thema erklärt, die Bundesregierung werde alles in 

ihrer Kraft Stehende tun, um zu einem solchen Erfolg beizutragen: 

Zu einem Erfolg, der erstmals in der Geschichte der Rüstungskontrolle dazu führen würde, 

Rüstungen abzubauen. Wie ich in meiner Regierungserklärung vom 18. März dieses Jahres eben- 

falls ausgeführt habe, hat die Bundesregiemng mit dem Abschluß eines INF-Abkommens stets die 

Erwartung verbunden, daß von einem solchen Erfolg ,.auch ein wichtiger Impuls für andere Ver- 

handlungsbereiche ausgehen würde " .  

Die Bundesregierung schreibt sich das Verdienst zu, vom Beginn der Diskussion an über nukleare 

Mittelstreckensysteme mit ihrer festen, berechenbaren und entschiedenen Haltung einen nicht 

unerheblichen Beitrag dazu geleistet zu haben, daß ein Verhandlungserfolg in Genf jetzt greifbar 

nahe erscheint. 

Was die deutschen Raketensysteme P Ia mit ihren Nuklearsprengköpfen, die ausschließlich unter 

amerikanischer Verfügungsgewalt stehen, betrifft, so waren diese nie Verhandlungsgegenstand 

in Genf und können dies auch nicht sein. Die Sowjetunion wußte von Anbeginn, daß in Genf aus- 

schließlich über sowjetische und amerikanische bodengestützte Nuklearsysteme verhandelt wird. 

Die sowjetische Fordemng nach Einbeziehung der Pershing Ia in die Genfer Verhandlungen ist 

somit unbegriindet und stellt den Versuch dar, ein künstliches Hindernis für den Abschluß eines 

INF-Abkommens zu emchten. 

Die Haltung der Regierungskoalition ist in dem Kegierungsbeschluß vom 1. Juni 1987 sowie in der 

Entschließung des Deutschen Bundestages vom 3. Juni dieses Jahres bestätigt worden. Sie ent- 

spricht der unzweideutigen Verhandlungsposition der USA in Genf, die von allen Partnern des 

Atlantischen Bündnisses mitgetragen wird und zuletzt auf der Frühjahrstagung der NATO- 

Außenrninister im Juni in Reykjavik bekräftigt worden ist. 

Die Bundesregierung ist weiterhin entschlossen, konstruktiv zur weltweiten Beseitigung aller 

nuklearen Mittelstreckensysteme zwischen 500 -und 5500 km Reichweite beizutragen. 

Die Genfer INF-Verhandlungen sind jetzt in ein entscheidendes Stadium eingetreten. Es ist für 

mich deshalb selbstverständlich, daß die Bundesrepublik alles tun muß, um zu einem Durchbruch 

in den Verhandlungen beizutragen. Ich will den1 amenkanischen Präsidenten helfen, die Genfer 

Verhandlungen erfolgreich abzuschließen. 

- Wenn in Genf zwischen den USA und der Sowjetunion eine Einigung über die weltweite Besei- 

tigung aller Mittelstreckenflugkörper erreicht wird, 

- wenn insbesondere die noch offenen Venfikationsfragen in einer für alle Betroffenen befriedi- 

genden Weise gelöst werden, 

- wenn dieses INF-Abkommen zwischen den Vertragsparteien ratifiziert und in Kraft getreten ist, 

und 

- wenn schließlich die Vertragsparteien den vereinbarten Zeitplan für die Beseitigung ihrer Waf- 

fensysteme einhalten: 
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Für diesen Faii bin ich bereit, schon heute zu erklären, daß mit der endgültigen Beseitigung aller 

sowjetischen und amerikanischen Mittelstreckenflugkörper die Pershing Ia-Raketen nicht moder- 

nisiert, sondern abgebaut werden. 

In diesem Zusammenhang fordere ich die Sowjetunion und ihre Partner auf, ihrerseits auf die lau- 

fende Modernisierung von Raketen mit einer Reichweite unterhalb von 500 km zu verzichten. Wir 

erwarten in besonderer Weise die Unterstützung Polens, der DDR und der Tschechoslowakei, die 

sich gerade in den letzten Wochen über die P Ia besorgt geäußert haben, daß sie nun auch unsere 

Besorgnisse im Hinblick auf die bei ihnen stationierten SCUD B-Raketen, die vor allem das Tem- 

tonum der Bundesrepublik Deutschland bedrohen, ernst nehmenund diese Bedrohung abbauen. 

Ich erwarte deshalb von der Sowjetunion und ihren Partnern, daß sie auf unsere heutige Initiative 

eine konstruktive Antwort geben. 

In diesem Zusammenhang dränge ich erneut nachdrücklich auf Verhandlungen über die nuklea- 

ren Kurzstreckensysteme in Europa. Das bestehende Ungleichgewicht bei den Systemen im 

Reichweitenband 0 bis 500 km ist für uns schwer erträglich. Wie ich bereits am 4. Juni ausgeführt 

habe, wollen und können wir einen solchen Zustand nicht auf Dauer hinnehmen. 

Die Bundesregierung erwartet weiterhin ernsthafte Bemühungen der Großmächte, ihre grund- 

sätzliche Einigung über eine 50%ige Reduzierung ihrer strategischen Arsenale in die Praxis 

umzusetzen. Unser Land wird auch von diesen strategischen Systemen der Sowjetunion in erheb- 

lichem Maße weiterhin bedroht. 

Außerdem appelliert die Bundesregierung an alle Verhandlungspartner der Abrüstungskonfe- 

renz in Genf, die Anstrengungen für eine Konvention zum weltweiten Verbot chemischer Waffen 

fortzusetzen. 

Nur wenn die Abrüstungsschntte im Bereich der Mittelstreckenflugkörper in einen solchen 

Gesamtzusammenhang von Abrüstung und Rüstungskontrolle gestellt werden, wird unsere 

Sicherheit wirklich erhöht und der Frieden gefestigt. 

Ebenso unverzichtbar ist die Herstellung eines nachprüfbaren, umfassenden und stabilen Kräfte- 

verhältnisses konventioneller Streitkräfte auf niedrigerem Niveau in ganz Europa. 

Zehn-Punkte-Erklärung des CSU-Parteivorstandes zur 
Sicherheitspolitik vom 31. August 1987 

(Wortlaut) 

1. Sicherheit und Frieden sind höchste politische und menschliche Güter. Es ist die oberste Auf- 

gabe verantwortungsbewußter Staatsführung, die Sicherheit auszubauen und den Frieden zu 

festigen durch eine klare, berechenbare, realistische Strategie, die nicht bereit ist, die Frelheit 

zugunsten einer vermeintlichen Sicherheit zu gefährden. 

2. Rüstung und Abnistung spielen für die Erhaltung der Sicherheit und des Friedens eine wesent- 

liche Rolle. Sie müssen irn Dienst dieser großen Ziele stehen. Rüstung ohne Notwendigkeit ist 

genau so gefährlich wie Abrüstung zum falschen Zeitpunkt, in falschem Ausmaße, unter falscher 

Einschätzung der Realitäten, bei der Hoffnungen an die Stelle von Tatsachen gesetzt werden. 

3. Die CSU hat die Nachrüstung als Bestandteil der allgemeinen Sicherheitspolitik des Atlanti- 

schen Bündnisses mitverantwortet und mitgetragen, obwohl sie für die Bundesrepublik Deutsch- 


